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Gespalten

Für Gewaltfantasien und Hass-
tiraden gegen Homosexuelle sind
in der deutschsprachigen Popmu-
sik eigentlich andere zuständig.
Der Name Xavier Naidoo hingegen
stand bislang eher für schmach-
tende Soulballaden, christlichen
Eifer und herzzerreißende Appelle
zur Nächstenliebe. Die Alben des
41-jährigen Mannheimers errei-
chen auch deshalb regelmäßig
Platzierungen in den Charts, weil
sie bei unglücklich verliebten
Zwölfjährigen genauso gut an-
kommen wie bei deren Großel-
tern. Zusätzliche Popularität be-
schert dem Sanftmütigen seine Ju-
rorenrolle in der Casting-Show
»Voice of Germany«.

Und dann so was: »Ich schneid
euch jetzt mal die Arme und Beine
ab, und dann ficke ich euch in den
Arsch, so wie ihr es mit den Klei-
nen macht. Ich bin nur traurig und
nicht wütend, trotzdem würde ich
euch töten. Ihr tötet Kinder und
Föten und ich zerquetsch euch die
Klöten. Warum liebst du keine
Möse, weil jeder Mensch doch aus
einer ist? Wo sind unsere Helfer,
unsere starken Männer, wo sind
unserer Führer, wo sind sie jetzt?«

Die Linksjugend »Solid« hat
Strafanzeige gegen Naidoo und
den Rapper Kool Savas gestellt.
Unter dem Namen »Xavas« veröf-
fentlichten die beiden jüngst das
Album »Gespaltene Persönlich-
keit«, das derzeit in Deutschland
auf Platz 1 der Album-Charts steht.
Darauf ist der Titel zu hören, aus
dem die zitierten Zeilen stammen.
»Solid« meint: Aufruf zum Tot-
schlag und Volksverhetzung. »Hier
werden«, heißt es in einer Erklä-
rung, »satanistische Rituale mit
Kindesmissbrauch mit Pädophilie
mit Homosexualität gleichgesetzt.«
»Xavas« haben gestern zurückge-
wiesen, dass das »die Absicht un-
seres Liedes« war. Straftat oder
Kunstfreiheit? Darüber zu befin-
den, obliegt jetzt der Justiz.

Naidoo engagiert sich gegen
Rassismus und für die Rechte von
Kindern. Woher der Hass? Es ge-
he in dem Song »um furchtbare
Ritualmorde an Kindern, die tat-
sächlich ganz viel in Europa pas-
sieren«, so Naidoo vor Wochen in
einem Radiointerview. Sein Ver-
trauen in den Rechtsstaat scheint
nicht sehr groß zu sein, wenn er
solcherlei privates Geheimwissen
in fantasierte Selbstjustiz um-
münzt. Martin Hatzius

Xavier Naidoo
Der Soul-Sänger
ist u.a. wegen
Volksverhetzung
angezeigt worden.
Foto: dpa/K. Kuhl

»XXL-Packungen
passen nicht mehr
in die Zeit.«

Ilse Aichinger,
Bundesverbraucherministerin,
in der Tageszeitung »Die Welt«
zur Verantwortung der Industrie
beim Kampf gegen Lebensmittel-
verschwendung angesichts einer
wachsenden Zahl von Ein-
Personen-Haushalten in Deutsch-
land
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Vorhersehbar
Von Simon Poelchau

W enn es die ganze Zeit bergauf geht, muss es irgendwannmal wie-
der bergab gehen. Das ist eine einfacheWeisheit. So ist es auchmit

der deutschenWirtschaft. Mit einerWachstumsrate von 0,2 Prozent steht
sie nun quasi still. Eine Krise ist es noch nicht, doch der Traum vom ewig
prosperierenden Deutschland ist endgültig aus.

Unvorhersehbar war das nicht. Denn ein Kapitalismus ohne Schwan-
kungen und Krisen ist eine wirtschaftsliberale Utopie. Immer wieder ist
es in der Geschichte der Marktwirtschaft zu größeren und kleineren Tal-
fahrten gekommen. Der Grund für die jetzige Flaute liegt in der Eurokri-
se. Deutschland kann sich als Exportnation nicht von der Rezession sei-
ner wichtigsten Handelspartner, den anderen Eurostaaten, abschotten.
Diese haben kein Geldmehr, deutsche Produkte zu kaufen. So kommt es
auch hierzulande zu einer Stagnation. Selbst wenn der Abschwung un-
vermeidbar ist, kannman seine Folgen abmildern. Man kann dieWirt-
schaft stimulieren, indemman in Deutschland das Vermögen von oben
nach unten umverteilt und die Austeritätspolitik in den Krisenländern
endlich beendet. Dadurch haben vor allem einkommensschwache Haus-
halte mehr Geld, das sie ausgeben können. Das würde dieWirtschaft
wieder ankurbeln. Doch ist das keine rein ökonomische Forderung, son-
dern vor allem eine politische, deren Umsetzung erkämpft werdenmuss.

Fragwürdig

Ab Februar keine »FR«?
● Die »Frankfurter Rundschau«
ist insolvent. Wenn nicht vor Feb-
ruar jemand mit viel Geld ein-
steigt, wird die Zeitung einge-
stellt. Was glauben Sie, wie es
kommen wird?

Es werden zwei Möglichkeiten
diskutiert: neue Kapitalgeber und
Genossenschaftsmodell. Wie auch
immer – die »FR« ist in Profil und
Auflage abgemagert bis auf die
Knochen. Vielleicht bleibt noch ei-
ne digitale Ausgabe übrig.

● Sie gehen also davon aus, dass
die papierne Ausgabe ab Februar
tatsächlich eingestellt wird?

Selbst wenn sich ein Verleger im
Rhein-Main-Gebiet dafür interes-
siert, sie als eine von mehreren
Regionalzeitungen fortzuführen,
wird von der »Frankfurter Rund-
schau« nur noch der Name übrig
bleiben. Sie wollte ja immer über-
regional eine wichtige publizisti-
sche Stimme deutlich links von der
»Süddeutschen Zeitung« sein.
Dieser Anspruch ist bereits mit
dem Einstieg des Verlegers Alfred
Neven-DuMont vor einigen Jahren
aufgegeben worden zugunsten ei-
ner Positionierung im Sinne eines
publizistisch eher vielfältigen Ge-
neralanzeigers.

● Vor Jahren schrieben Sie ein-
mal, dass Sie sich wunderten, dass
sich nicht Gewerkschaften, Stif-
tungen und ähnlich orientierte

Institutionen zusammentun, um
eine Zeitung zu finanzieren, die
diese Klientel bedient. Wäre jetzt
der Zeitpunkt dafür?

Ich habe damals nur festgestellt,
dass viele Verbände und Organi-
sationen, die sich im weitesten
Sinne links des Mainstreams ein-
ordnen, oft klagen, der emanzipa-
tive und aufklärerische Journalis-
mus habe keinen Platz mehr. Nun

gibt es heute dank der neuen
Kommunikationstechniken die
Möglichkeit, mit viel weniger Ka-
pital als früher beispielsweise eine
linksliberale digitale Tageszeitung
auf die Beine zu stellen. Die er-
wähnten Organisationen und Stif-
tungen müssten dafür vergleichs-
weise wenig Geld aufbringen, aber
den festen Willen, eine solche Re-
daktion inhaltlich und fachlich un-
abhängig arbeiten zu lassen. Und
ob sie diese Toleranz aufbringen,
da bin ich ziemlich skeptisch.

● Zu den Ursachen für diese In-
solvenz zählt zum einen die von

Ihnen genannte Abkehr vom alt-
hergebrachten liberalen Kurs der
»FR« unter der jetzigen Hauptei-
gentümerin M.DuMont Schauberg.
Es gibt aber auch Leute die sagen,
dass das Milieu, das die »FR« tra-
ditionell hauptsächlich ansprach,
kleiner wird: die gut situierte so-
zialdemokratisch orientierte Mit-
telschicht. In welcher dieser bei-
den gegensätzlichen Spekulatio-
nen steckt mehr Wahrheit?

Die »Frankfurter Rundschau« war
nie eine Milieuzeitung wie bei-
spielsweise die »taz«. Ich denke
nicht, dass die »FR« in Schwierig-
keiten gekommen ist, weil sie eine
linke und linksliberale Marke war.
Schon in den 1980ern und 1990-
ern wurde vom damaligen Ma-
nagement versäumt, in Frankfurt
und vor allem im Rhein-Main-Ge-
biet ein starkes Fundament auf-
zubauen. Nur wer das breite Fun-
dament im Regionalen hat, kann
die Spitze, das Überregionale, auf
Dauer solide finanzieren. Dass die
»FR« seit dem Einstieg von Du-
mont-Schauberg insgesamt 30 000
Käufer verloren hat und sich der
bereits vorhandene Prozess des
Niedergangs beschleunigte liegt
wohl an dem grundsätzlich ande-
ren Kurs, der damals eingeschla-
gen wurde: Umstellung aufs Tab-
loid-Format, eine gewisse Boule-
vardisierung und die starke Ein-
schränkung der zuvor aufgebau-
ten regionalen Angebote.

Interview: Ralf Hutter
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Ihre Meinung

Beispielhaft und
gekonnt

Zu »Ich hatt‘ einen KAME-
RADEN«
(nd vom 13.11., S. 16)
»Ein Lied reißt man so we-
nig ab wie Schlösser, Kir-
chen oder Paläste, der Rei-
chen wie der Republiken«,
schreibt der Autor des inte-
ressanten Artikels. Dazu
könnten gezählt werden: der
vor der Wende auf Anord-
nung der damaligen SED-
Bezirksleitung erfolgte Ab-
riss der Marienkirche der
Hansestadt Wismar, ein
kultureller Frevel ebenso
wie der politisch motivierte
Abriss des Palastes der Re-
publik in Berlin.

Auch wenn ich nicht in
allen Fällen den politischen
Interpretationen des Jour-
nalisten »hds« zustimmen
kann, aber seine Charakte-
risierung von Persönlich-
keiten aus Theater, Literatur
und anderen Kulturberei-
chen zu Gedenktagen ist fast
immer beispielhaft und ge-

konnt! In seiner unver-
wechselbaren, manchmal
auch etwas eigenwilligen
Sprache versteht Herr
Schütt es überzeugend, die
dargestellte Persönlichkeit
mit dem gesellschaftspoliti-
schen Umfeld der betreffen-
den Zeitepoche zu verbinden
und somit verständlich zu
machen. Dafür des Lesers
Dank! Mögen Journalisten
wie der überaus produktive
»hds« der Zeitung noch lan-
ge erhalten bleiben.

Dr. Hans Bomke
19057 Schwerin

Es gibt eine Lücke ...

Zu »Demokratie als Dis-
kurs« (nd vom 14.11., S. 1)
In den bevorstehenden
Wahlen muss es der Links-
partei gelingen, durch ein
überzeugendes inhaltliches
und personelles Angebot die
Themen, die die Menschen
bewegen und die schon seit
längerem auch die Themen
der Linkspartei sind, aufzu-
greifen und Lösungen anzu-

bieten. Wenn Herr Stein-
brück Kanzlerkandidat der
SPD wird bzw. bleibt, gibt es
eine große Lücke links von
der SPD. Nach Meinung vie-
ler Wähler muss in
Deutschland mehr für sozi-
ale Gerechtigkeit gesorgt
werden. Das kann vor allem
durch einen armutsfesten
gesetzlichen Mindestlohn
und eine leistungsgerechte
Besteuerung von Einkom-
men und Vermögen erreicht
werden. Die Sozial- und Fi-
nanzpolitik wird gerade im
nächsten Jahr an Bedeutung
gewinnen, sagen doch die
Wirtschaftsforscher für
2013 ein allenfalls schwa-
chesWachstum voraus.

AndreasMeißner
01067 Dresden

Großer Zweifel

Es »liegt etwas im Busch«,
wenn sich der Großunter-
nehmer Dieter Hundt den
SPD-Kanzlerkandidaten
Peer Steinbrück als künfti-
gen Kanzler wünscht! Es ist

zwar dringend notwendig,
die jetzige Koalition »in die
Wüste zu schicken« und
durch die Wähler für eine
bessere Regierung zu sor-
gen, aber wer soll das sein?
Ein SPD-Finanzfachmann
Steinbrück, dessen bisheri-
ger Umgang beim Unter-
nehmertum sich mit enorm
hohen Honoraren vergüten
ließ, lässt da großen Zweifel
für eine volksverbundene
Staatsführung aufkommen,
zumal sein Handeln sich von
einer volksverbundenen
SPD-Politik entfernt!

Hermann Thomas
01723Wilsdruff

Licht imDunkel

Zu »Zwangsweise behan-
delt« (nd vom 5.11., S. 5)
Unter dem Deckmantel von
professioneller Hilfe wurde
bisher zwangsbehandelt. Es
wäre interessant zu wissen,
wie viel Prozent der Einge-
wiesenen wirklich gewalt-
tätig gegen sich und andere
sind, um eine Zwangsbe-

handlung zu rechtfertigen.
Die momentane Aussetzung
der Zwangsbehandlung ist
ein Licht im Dunkel der psy-
chiatrischen Geschichte von
Mord, Vergewaltigung und
Freiheitsberaubung.

Hartmut Zingel
München

Tiefer Eingriff

Der Tod Hans Lauters (nd
vom 7.11.) hat bei mir Erin-
nerungen an ihn wachgeru-
fen. Gute Erinnerungen. Er
hat, ohne es zu wissen, tief
in meinen Lebensweg ein-
gegriffen. Es war am 30. Ju-
ni 1946 in Chemnitz, am Tag
des Volksentscheids zur
Enteignung der Kriegs- und
Naziverbrecher. Wir saßen
nach den anstrengenden
Tagen der Werbung und der
Freude über das Ergebnis
von 70 oder mehr Prozent
dafür abends in der FDJ-
Kreisleitung auf dem Chem-
nitzer Kaßberg zusammen.
Hans Lauter hatte uns junge
Leute betreut und fragte nun

nach unseren Wünschen
und Zielen. Ich meinte, man
müsse die Stadt erst auf-
bauen, das Leben weiter in
Gang bringen, bevor man
studieren könne. Hans wi-
dersprach. Du musst gleich
studieren: Er brachte mich
auch von meiner medizini-
schen Orientierung ab: Du
musst Politik studieren, die
Medizin überlasse anderen.
Ich studierte Wirtschafts-
wissenschaften, politische
Ökonomie, wurde Hoch-
schullehrer und politischer
Journalist. Es war ein er-
fülltes Leben. Danke, Hans.

Prof. Dr. Rolf Gutermuth
03042 Cottbus

Beiträge in dieser Rubrik sind
keine redaktionellen
Meinungsäußerungen. Die
Redaktion behält sich das
Recht Sinn wahrender
Kürzungen vor. E-Mails
können nur bei Angabe des
vollständigen Namens und
des Wohnortes berücksichtigt
werden.

Zitat

»Die Frage, was pas-
siert, wenn es nicht
für Rot-Grün reicht,
die stellt sich für uns
nicht, weil das ja im-
plizieren würde, dass
wir nicht ans Gewin-
nen glauben wür-
den.«

Cem Özdemir,
Ko-Vorsitzender der Grü-
nen, zu möglichen Koali-
tionen nach den Wahlen
im kommenden Jahr

Wünsche für China
Von Detlef D. Pries

W enn es hierzulande und andernorts imWesten umChina geht, be-
ginnt die große Heuchelei. Liao Yiwu, ausgezeichnetmit demFrie-

denspreis des Deutschen Buchhandels, erhält Beifall für sein rigoroses
Ceterum censeo: »Dieses Imperiummuss auseinanderbrechen!« Dabei
weiß das applaudierende Publikum, zumindest ahnt es, dass die Beben-
wellen eines solchen Zerfalls auch in Europa – in nur vermeintlich siche-
rer Entfernung – schmerzhaft zu spürenwären. Schon die Nachricht vom
Sinken chinesischenWirtschaftswachstums um ein einziges Prozent wird
hiermit einer eigenartigenMischung aus Häme und Sorge verkündet. Die
Botschaft »vomTode des chinesischen Großreichs«, deren Überbringer
Liao gernewäre, müsste dagegen Panik auslösen: Ein »Motor derWelt-
konjunktur« fiele aus, zu schweigen davon, dass sich die neuen »strei-
tenden Reiche« in kriegerische Konflikte verwickeln könnten.

Liaos Forderung zuwidersprechen, bedeutet indes nicht, die bitteren
Wahrheiten, aus denen sie erwächst, in Abrede zu stellen. Die neue Füh-
rungsgeneration in Pekingmussmehr als rhetorische Anstrengungen
unternehmen, um den »reichen, starken, demokratischen, zivilisierten,
harmonischen,modernisierten, sozialistischen« Staat zu schaffen, den
Hu Jintao vor seinemAbschied als Parteichef versprochen hat. Und frag-
lich bleibt, ob seine Landsleute auf die Einlösung des Versprechens bis
zur Hundertjahrfeier der Volksrepublik 2049wartenwerden. Doch zu
wünschen ist China, in aller Interesse, dass die Reformen gelingen.

Kommentiert

Streusalz gegen Terror
Von René Heilig

R espekt! Friedrichs PR-Truppen könnten an Sahara-Bewohner
Streusalz verkaufen. Mitten im Hochsommer. Uns verkaufen sie

gerade – ohne ein Gesetz zu ändern – ein Extremismusabwehrzentrum.
Darin bündeln sich – glaubt man dem Bundesinnenministerium – so
viele Kompetenzen, dass selbst Fußpilz keine Chance mehr hat. Man
wehrt in Köln und Meckenheim nicht nur Extremismus ab – obwohl we-
der das Grund- noch andere Gesetze darüber Auskunft geben, was das
überhaupt ist. Das Abwehrzentrum soll zugleich Terroristen und Spione
das Fürchten lehren, den Waffenschmuggel unterbinden. Und kaum
dass ein Kurde irgendwo im Land ein Öcalan-Bild an die Wand genagelt
hat, ist er auch schon als ausländerkriminell im Fahnderblick.

Alles und alle werden vernetzt. Über 40 Behörden will er beteiligen,
sagt der Innenminister und zählt dabei offenkundig einige doppelt. Nicht
nur, weil sich sechs SPD-Länder (zunächst noch) seinem Schnellschuss
verweigern. Experten warnen zudem, dass Friedrichs Gemischtwaren-
laden entweder mit einem gigantisch unerfüllbaren Personalaufbau ver-
bunden ist oder seine Aufgaben nur oberflächlich erfüllt. Nicht nur von
Linken kommt die Warnung, dass so der letzte Rest vom Trennungsge-
bot zwischen Polizei und Geheimdiensten verschwindet. Doch den Er-
findern ist das recht, sie schlagen aus der Kritik wegen der NSU-»Pan-
nen« Kapital, erfüllen sich lang gehegte Wünsche und rüsten auf. Noch
bevor das Wahljahr beginnt, wird überall in der Wüste Streusalz liegen.


